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' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7102479/2019

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***RI*** in der Beschwerdesache ***Bf***,
**EAdr*** betreffend Beschwerden vom 19.4.2018 gegen die Bescheide des Finanzamtes fir
Gebihren, Verkehrsteuern und Gliicksspiel vom 3. April 2018 betreffend Gebihren 2014,
Steuernummer ***StNr*** Erfassungsnummern ***ErfNr*** beschlossen:

Die Beschwerden vom 19.4.2018 werden gemaR § 256 Abs. 3 BAO als gegenstandslos erklart.

Die Beschwerdeverfahren werden eingestellt.

Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 iVm. Abs. 9
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Begriindung

Verfahrensgang und Sachverhalt

*¥*EBE*** nunmehriger Beschwerdefihrer, =Bf., hat in den Jahren 2013 bis 2015 Mietvertrage
abgeschlossen, welche nicht vergebiihrt wurden. Mit mehreren Bescheiden je vom 3.4.2018
hat daher das FA die fehlenden Geblihren und zusatzlich jeweils eine 100 %-ige
Gebilihrenerhohung festgesetzt. Am 20.4.2018 hat der Bf. unter Bezugnahme auf die jeweilige
Erfassungsnummer (ErfNr.) 7 Beschwerden ,gegen den Bescheid vom 3.4.2018“ eingebracht,
da er davon ausgehe, dass die Mietvertragsgebiihr korrekt an das FA gemeldet und bezahlt
worden sei. Daraufhin hat das FA den Nachweis liber die erfolgte Selbstberechnung und
Entrichtung verlangt, welcher jedoch nicht erbracht werden konnte. Mit
Beschwerdevorentscheidungen, =BVE, datiert mit 27., 29. und 30.11.2018, hat das FA sodann
sowohl alle Beschwerden gegen die Gebihrenbescheide als auch jene gegen die
Gebihrenerhéhungen jeweils als unbegriindet abgewiesen. Am 4.1.2019 hat der Bf. einen
Vorlageantrag ,wegen BVE vom 30.11.2018, zugestellt am 4.12.2018, Erfnr. ***ErfNr1***“
gestellt und in einem Ergdanzungsschreiben erklart, dass sich der Vorlageantrag auf samtliche
Mietvertrage beziehe, irrtlimlich sei auf der ersten Seite nur eine ErfNr. angefiihrt worden.
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Das FA hat am 2.5.2019 dem Bundesfinanzgericht (BFG) alle Beschwerden gegen die
Gebiihrenbescheide und die Gebliihrenerhéhungen zur Entscheidung vorgelegt.

Mit Mangelbehebungsauftrag vom 26.2.2021 hat das BFG dem Bf. unter anderem gemald § 85
Abs. 2 BAO aufgetragen, die fehlende Bezeichnung des Bescheides, gegen den sich die
Beschwerde vom 19.4.2018 richtet, bekannt zu geben.

Daraufhin hat der Bf. betreffend die Beschwerden vom 19.4.2018 folgende Bekanntgabe und
Erganzung nachgereicht:

»die Zahlung der Gebiihren kann mangels Unterlagen nicht mehr nachgewiesen werden. Es
werden daher die Gebliihren nicht bekdmpft. Bekdmpft wird die Gebiihrenerh6hung.”

Erwagungen

Gemdfs § 256 Abs. 3 BAO ist eine Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung (§ 262) oder mit
Beschluss (§ 278) als gegenstandslos zu erklédren, wenn sie zuriickgenommen wird.

Werden in einem Schriftsatz mehrere Bescheide (Gebiihr und Geblihrenerhéhung)
angefochten, so liegen rechtlich mehrere Bescheidbeschwerden vor. Wird in einem spateren
Schriftsatz die Bescheidbeschwerde auf einen Bescheid (Geblihrenerhéhung) eingeschrankt, so
ist dies eine Zuriicknahme der Beschwerde gegen den Gebiihrenbescheid (vgl. Ritz, BAO § 256
Tz 8).

Da der Bf. mit Anbringen vom 17.3.2021 die Beschwerden betreffend die
Gebuhrenfestsetzungen vom 3.4.2018 sinngemaR zuriickgezogen hat, indem er nur mehr die
Gebihrenerhéhung bekampft, waren diese gemald § 256 Abs. 3 BAO als gegenstandslos zu

erklaren.

Zur Unzulassigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Gegenstandsloserklarung ergibt sich schon aus dem Gesetzestext, sodass eine Revision
nicht zuzulassen war.
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Wien, am 6. April 2021

3von 3



	Begründung
	Verfahrensgang und Sachverhalt
	Erwägungen
	Zur Unzulässigkeit einer Revision


